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Zwanzigſte Plenarſitzung vom 31 . Mai .

In Bezug auf die in der ſechszehnten Sitzung vorgemerkte

ſtimmung über die Vorſchläge zur Verbeſſerung der Synodal

ordnung bemerkte ein Mitglied , daß es nicht ſeine Abſicht ge — ö
weſen ſey , die geſtellten Anträge des Proponenten und der

Commiſſion gänzlich unberückſichtigt fallen zu laſſen , weswegen

s bei der Abſtimmung ad 3 in der Minorität geblieben . Auch

die jen Mitglieder der Minorität traten dieſer Erklärung

bei , mit dem Bemerken von mehreren Seiten der Majorität ,

daß auch von ihr eine allgemeine ieiehn der Vor⸗

ſchläge gewünſcht worden ſey, ohne die Abſicht gehabt zu haben ,

das Einzelne derſelben unbedingt zu adoptiren .

8

Eine Eingabe des Pfarrers Dr . Röther von Schwetzingen ,

die Verbeſſerung des muſikaliſchen Theils des Geſangbuchs be —

treffend , wird der zweiten Commiſſion zur Begutachtung über —

wieſen .

Im fünften geiſtlichen Wahlbezirk war die Wahl eines an⸗

dern Erſatzmannes nöthig , da der als ſolcher gewählte Pfarrer

Rieger von Willſtätt als Abgeordneter des erſten Wahlbezirks

ſich bei der Synode befindet . Dieſe zweite Wahl fiel auf Pfarrer

Herrer von Allmannsweier , welcher die Wahl angenommen

hat . Auf Bericht und Antrag der erſten Wahlcommiſſion wird

dieſe Wahl von der Synode für gültig erklärt .
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Hierauf erſtattete der Berichterſtatter der erſten Commiſſion

Bericht über

die Vorſchläge zur Ergänzung , Erläuterung und Aus

legung der Wahlordnung

Man ſchritt ſogleich zur Discuſſie ind Beſchlußfaſſung der

einzelnen Anträge

Der Commiſſionsbericht hatte darauf a §. 11
der Beilage C zum Hauptbericht der Genere 0 1834
ſeiner Beſtimmung über die ordentlichen geiſtlichen Mitglieder
der Diöceſanſynoden , dahin zu erweitern :

Alle ordinirte und Se Königlichen Hoheit
dem Großherzog oder vor Ol

Geiſtlichen , ſo wie alle geiſtlichen Lehrer an den ver

ſchiedenen Lehranſtalten des Großherzogthums ſind ordent

liche Mitglieder der Diöceſanſynod

egen dieſe FaſſungG — —

indem er ausführt , daß dieſelbe ſowohl den Beſtimmungen der

Unionsurkunde von 1821 und der Wahlordnung von 1834 ſo

widerſprechend ſey, daß dadurch alle Principi en die man
bisher für die Anwohnung bei Diöceſanſynoden fef

hätte , umgeſtoßen würden Das Verhältni ſtlichen
Lehrer ſey namentlich durch die Errichtung der höheren Bürger
ſchulen ein ganz anderes gewordenr Us es i Fahr 1821

weſen , wo dieſen Lehrern nochgeiſtlick

hätten , Nur in dieſer letzteren Beziehul nan dieſelben
an den Synod betheiligt d da dieſe jetzt größtentheils

weggefallen ſeyen , ſo ſtimme er dafür , daß nur ſolche geiſtliche
Lehrer an Mittelſchulen , mit Ausnahme d Bürger
ſchulen , zu den Diöceſanſynoden zugelaſſ rd ollten , welche

geiſtliche Functionen verrichten .

Dieſer Anſicht traten mehrere Redner bei , mit dem weiteren

Begehren , auch ſtändige Pfarrverweſer und ſtändige Vicare ,

he Mitdie über zwei Jahre im Dienſte ſeyen , ſollten ordentli

glieder der Synode ſeyn , ſo wie es wünſchenswerth ſey , daß
auch die geiſtlichen Lehrer an Mittel - und höheren Bürger
ſchulen dieſen Synoden wenigſtens anwohnen dürften⸗

Die Vertheidiger des Commiſſionsantrags machten geltend ,
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es handle ſich hier nicht um eine Aenderung der kirchlichen

Verfaſſungsurkunde , ſondern nur um eine Erweiterung und

richtige Auslegung der Wahlordnung . Man ſey in der Com —

miſſion von der Anſicht ausgegangen , daß der Charakter des

Geiſtlichen nicht von Aufgenommenſeyn in den Wittwenfiscus ,

ſondern von ſeiner Ordination und Vocation abhängig gemacht

werden müſſe . Rur ſo komme Conſequenz in dieſe Angelegen —

heit , die man ſonſt vermiſſe

Ein Mitglied der Synode will , daß allerdings die geiſtlichen
Lehrer an den S den Theil nehmen , ſo lange ſie noch die

Berechtigung hätten , in Kirchenämter zurückzutreten . Aber dann

müſſe man auch nothwendig von ihnen verlangen , daß ſie an

den kirchlichen Inſtituten thätigen Antheil

nähmen und geiſtliche Functionen verrichten ,

weil es durchaus nothwendig ſey , wenn ſie an den Rechten der

Geiſtlichen Theil nehmen und ſich den Rücktritt in Kirchendienſte

orbehalten wollen , ſich auch theoretiſch und praktiſch als Geiſt —

eswegen ſtelle er den Antrag :iche fortzubilden

Daß man bei dem 5. 11 der Wahlordnung verbleibe ,

jedoch mit dem Zuſatz nach den Worten : „geiſtliche

Lehrer an Mittelſchulen “

1) im Pfarrwittwenfiscus immatriculirt ſind ;

2 ) an den Verhandlungen der Diöceſan - und Pfarrſynoden

wie die Pfarrer thätigen Antheil nehmen und Mitglie —

der der in der Diöceſe vorhandenen theologiſchen Leſe —⸗

Inſtitute ſind , und1

3 ) bis zum 45ſten Lebensjahr wenigſtens zweimal im Jahr

predigen .
Nachdem der Berichterſtatter nochmals kurz die Motive des

Commiſſionsantra entwickelt , wird derſelbe zur Abſtimmung

gebracht , und , da zu ſeiner Annahme als Abänderung der

Unionsurkunde zwei Drittet der Stimmen nöthig ſind , mit 9

gegen 16 Stimmen verworfen .

Hierauf ſtimmt die Synode über den eben bezeichneten Zu—

ſatz zu §. 11 der Wahlordnung ab , und dieſer wird mit 17

gegen 8 Stimmen angenommen .
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Demnach haben alſo die an Mittelſchulen angeſtellten Geiſt

lichen den obengenannten Beſtimmungen 1 nachzukommer

wenn ſie als ordentliche Glieder an Synoden Theil nehmen wollen

In Bezug auf die letzte Hälfte des §. 11, wornach die

Wahl der weltlichen Mitglieder zur Diöceſanſynode von den

Kirchenvorſtänden zu geſchehen hat , beantragte d Commiſſion

eine authentiſche Interpretation deſſelben dahin : daß die Mit

glieder des Kirchengemeinderathes geiſtlichen Standes zur 2

ceſanſynode nicht wählbar ſeyen , wohl aber wahlberechtigt

Nach einer kurzen Discuſſion wurde jedoch dieſe Interpre

tation von der Synod ) Stimmen abgelehnt

Dagegen wird ein von einem Abge

Die Geiſtlichen , welche kraft ihres Amtes ſtänd

Mitglieder des Kirchengemeinderathes ſind , wählen nicht

mit bei der Wahl der Abgeordneten zu den Diöceſan

en; z

mit 17 gegen 8 Stimmen angenommen

zu §. 19 beantragte die Commiſſion die Abänderung :

Die ordentlichen geiſtlichen Mitglieder der Diöceſan

ſynoden von je zwei Diöceſen bilden das Wahlcol

für die Wahl des geiſtlichen Abgeordneten zur General

ſynode ,

E7welche von der Sü angenom
8Hinſichtlich der Wählbarkeit zur Generalſynode , in Bez

auf den Ausdruck Landesgeiſtlichkeit wünſcht die

Majorität der Commiſſic daß derſelbe von der geſammten

evangeliſchen Geiſtlichkeit des Großl zthums mit der im

§. 19 gemachten Ausnahme , nämlich der Pf 85

nicht als Pfarrer charakteriſirt ſi der Pfarrcandidaten un

Vicarien , verſtanden und authentiſch interpretirt werde , alſo

keine weitern Ausnahmen zuläſſig ſeyen

Eine Minorität der Commiſſion hatte dagegen den Antrag

geſtellt , dieſem Paragraphen den Zuſatz beizufügen :

geliſche Geiſtlichkeit

des Großherzogthums “ zu verſtehen ſey , iſt dem §. 5

der kirchlichen Verfaſſungsurkunde zu entnehmen , nämlich :

wirklich in einem Pfarrdienſt angeſtellte und fungirende

Wer unter dem Ausdruck „evan
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Geiſtlick alſo Dekane , Pfarrer , ſelbſtſtändige Pfarr

verweſer , ſofern ſie als Pfarrer charakteriſirt ſind , geiſt

he Lehrer an Mittelſchulen , dem Schullehrer - und

Predigerſeminar , der Univerſität , ſofern ihnen beſtimmte

geiſtliche Functionen in einer Pfarr - oder Univerſitäts

yI Jit
gemeinde obliegen , weshalb die Lehrer an Mittelſchulen

in dieſem Falle auch im Pfarrwittwenfiscus immatricu

lirt ſeyn müßten . Andere im Lehrfach angeſtellte Geiſt

d f eiſtlichen Verrichtungen

vel he Mitglieder zur General —

ode wahlberechtigt und wählbar , ſofern ſie Kirchen⸗

gemeinderäthe ſind . Ihre Wahlberechtigung und Wähl —

Irkeit 8 18 n 71 scus Immatriculirten viel

ſchon zukommt , ruhet ſo lange , als ſie als Glieder

des Kirchengemeinderathes ohnedies wahlberechtigt und

wählbar ſind .

ie Minorität glaubte , daß es nur bei dieſer Auslegung

der kirchlichen Verfaſſungsurkunde denkbar ſey , wie die Pfarrer

und K vemeinderäthe , welche in § . 5 ausſchließend

genannt ſeyen , in jene nähere Verbindung unter ſich treten

könnten n welcher ſie auf den Special - und Gener al⸗

ſynoden im Namen der Kirche über die allgemeinſten und

wichtigſten Angelegenheiten derſelben ſich ausſprechen und be—

rathen ; daß nur auf dieſem Wege die Mißſtände vermieden

werden könnten , in welche eine zu weite oder zu enge Faſſung

des Begriffs , — „ Geiſtlichen⸗des Landes “ nothwendig

führen müßte , wie ſie ſich z. B. bei der letzten Wahl der Karls —

ruher Wahlmänner ergeben hätten . Man habe dort einige

Männer von der Wahl ausgeſchloſſen ,
ddie im Kirchengemeinde —

rath ſitzen , weil ſie Theologie ſtudirt , eraminirt und ordinirt

ſeyen , und darum ſchon als Geiſtliche ihre Wahlberechtigung
N

in Anſpruch geüommen hätten . — Doppelte Wahlberechtigung

ſey eine nicht zu rechtfertigende Bevorzugung , da jedes Kirchen —

glied nur einmal das Recht anſprechen könne , ſeinen Willen

bei der Wahl zu manifeſtiren . Die Ordination gebe nach pro —

teſtantiſchem Lehrbegriff keinen character indelebilis , welcher

anderntheils verhindern könne , daß ein Kirchen gemeinderathsglied ,
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welches ſolche früher erhalten habe , aber zur Zeit nicht geiſt

liche Functionen zu verrichten habe, nicht als weltlick

glied wählbar ſey. Der Minorität ſprach für obige Ausle

die Analogie des 8. 6 der Kirchenverfaſſuns h welche

Specialſynoden gleichfalls nur die Pfarr Bezirks

rufen werden können . Hierdurch werd

ordnung von 1834 nicht alterirt , ö D5

Lehrer an Mittelſchulen und am Schr

ſeyen , inſofern ſie im Wittwenfiscus immatriculirt ſind

werde nämlich ihr Nexus mit den Geiſtlichen des Landes

ſtatirt und gewah Beack Folgerut dieſer An

ſicht ſeyen , daß die Lehrer an Mittelſchu die in k N

mit der Landesgeiſtlichkeit ſtehen , ſo wie geiſtliche U

Profeſſoren nicht als Geiſtliche wählbar ſeyen , es aber u

ſeyen , wenn ſie im Kirchengemeinderath ſitz De

welcher man aufed the 5

Profeſſoren bei den Wahlen gern und u weisbar hinſch

geſchehe ihr Recht , indem Seine Königliche Hoheit der Groß

herzog verfaſſungsmäßig ein Mitglied der theologiſchen Facult

berufe . Die Profeſſoren am Predigerſemina

dies wählbar , indem ihnen zugleich Predie flicht

Auch die geiſtlichen Mitglieder des l 9

obiger Anſicht zu Folge icht eiſtliche vohl aber als

weltliche Mitglieder wählbar , wenn f Mit

gemeinderathes ſeyen . Damit finde keine Beeinträchtigur g ſtatt

Das hohe Colleg ſey ſck erfaſſungsmäßig in der Synode

mit 4 Gliedern vertrete Uebrigens u die Minorität lieber

daß das ganze corpus illustre in der Se

kraft Geſetz , aber nicht durch Wahl , welche in mehr als eine

Hinſicht bedenklich ſcheine . Dieſe Wahl gehe immer von Unter

gebenen aus , und gar manche Rückſichten , die dieſe zu nehmen

hätten , bedroheten die Freiheit der Wahl ſo wie durch

den Eintritt eines gewählten Mitgliedes des Oberkirchenrathes

immer einem Geiſtlichen des Landes der Eintritt in die General

ſynode unmöglich gemacht werde . Der ſey es wahrſchein

lich , daß man die Oberkirchenrathsglieder wähle , da bei ihnen

allezeit eine hervorſtehende Capacität vorauszuſetzen ſey, die ſie
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bei hinzutretender reicher Erfahrung in kirchlichen Dingen , um

mehr zu Mitgliedern einer Generalſynode befähigen . Da ſie

nun auch, näher erwogen , nur ein Ziel hätten mit den übri⸗

en Gliedern einer Generalſynode , und keine hervorſtehende

Kraft für dieſelbe verloren gehen ſollte , ſo wünſchte die Minorität

die Anweſenheit des ganzen Corpus aber nicht durch Wahl ,

ſondern kraft Geſetz

Die Anſichten der Minoriät fanden mehrfältige Unterſtützung ,

wenn auck zanzen Umfang . Namentlich wur⸗

den d etzt ihnten Wünſche nicht von Allen getheilt ,

eil es doch in anderer Beziehung nicht zuſagen könne , daß

der ganze Oberkirchenrath in der Synode Platz nehme .

Meh Redner erklärten ſich gegen den Majoritätsantragele 1 3

einer authentiſchen Interpretation des Ausdrucks „Landesgeiſt —

lichkeit “ , deren dieſelbige nicht zu bedürfen ſcheine , indem aus

§. 5 der Beilage B der Unionsurkunde deutlich hervorgehe ,

daß nur die Pfarrer auf der Generalſynode als Repräſentanten

der Kirchengemeinden in Verbindung mit den gewählten Kir —

enäl f Man bemerkte , daß bei vor —

zeſchlagener Interpretation der Majorität am Ende eine Synode

Stande kommen würde , welche zum allergrößten Theil aus

rn an Mittelſchulen , aus den Mitgliedern der oberſten

Kirchenbehörde und aus theologiſchen Profeſſoren zuſammenge —

ſetzt wäre , und den einen Theil der eigentlichen Repräſentation

der Gemeinden durch Pfarrer zurückdrängen müßte , was gegen

den Wortlaut und Geiſt der Kirchenverfaſſung anſtoße . Ein

Mitglied ſtellte daher von dieſer Seite her den Antrag , zu er

klären , daß

nur Pfarrer wählbar ſeyen zur Generalſynode und alle

Uebrigen nach Oben und nach Abwärts von der Wähl

4 nſſen ſeyn ſollenbarkeit ausgeſchl

Von der entgegenſtehenden Seite wurde erklärt , daß es eine

Aenderung der Unionsurkunde wäre , wenn man das zuletzt

Behauptete annehmen wolle , wie denn ſolche ſchon in Bezug

auf . 6 ſtattgefunden hätte . Offenbar müſſe der Unterſchied

zwiſchen Special - und Generalſynoden feſtgehalten werden , wie

er aus §. 6 unleugbar hervorgehe . Die Diöceſanſynode könne



8Hionicht auf eine andere Diös

bunden an ihren Bezirk

eſe übergreifen , ſondern ſie ſey ge

n dem Ausdruck „Landesgeiſtlichkeit “
öffne ſich dagegen die geſammte Kirche , und er bezeichne alle
ſich im Lande befindenden Geiſtlichen , zu welchen auch die geiſt⸗
lichen Mitglieder des Oberkirchenraths ge

0

J

hörten , denen man doch
wohl das Predigen und die Verrichtung geiſtlicher Fun tionen
nicht werde verbieten wollen . Man ſagte , di Zweifel 6
über §. 9 der Unionsurkunde hätten ſtattfinden können ſeyen
durch §. 19 der Wahlordnung vom Jahr 1834 gelöst worden ,
welcher eine Aenderung in Bezug auf §. 5 der Unionsurkunde
enthalte s wurde ent ehalt ß aus §. 9, Nr. 1
ſich deutlich ergebe , daß man dabei nicht an die Glied

oberſten Kirchenbehörde gedacht habe , und dort dieſelben vVen
ſo gut hätten genannt werden müſſen , wie dies beim Dekan

der Fall ſey Geſtehe man zu was ſche daß di

penſtonirten Geiſtlichen nicht unter dem Nan Landesgeiſt
lichkeit “ ſubſumirt werden könnten , ſe beweiſe dies , daß von
allen andern , die nicht im §. 9 genannt erſcheinen , dieſes auch
nicht der Fall ſeyn könne . Man beziehe ſich auf §. 19 der

Wahlordnung , aber dort ſeyen ebenfalls die geiſtlichen Mit
8der der Specialſynoden unter Landesgeiſtlichkeit zU

Für die Wählbarkeit der Mitglieder des Oberkirck enrathes
wurde die Parallele bei landſtändiſchen Wahlen angefuhrt ; es
ſey geſtattet , Mitglieder des Staatsminiſteriums in die Stände
verſammlung zu wählen , und ſo müßten auch Mitglieder des
Oberkirchenrathes in die Gene ynode gewählt werden können
Ferner bemerkte man , wie es im Intereſſe der Wahlfreiheit

liege , die Mitglieder des Oberkirche

erachten . Sie ſeyen es , weil man ihnen den Begriff von Geiſt
lichen des Landes unverkennbar zugeſtehen müſſe .

In gleichem Sinne gab noch ein Abgeordneter in ausführ
licher Rede , die verſchiedenen Paragraphen der beſonderen ge
ſetzlichen Beſtimmungen zuſammenfaſſend , Folgendes zu ver
nehmen

Wenn es ſich um die Zuſammenſetzung eines Collegiums
handle , ſo müſſe man vor Allem die Paragraphen zu Rathe

ziehen , welche die beſtimmte Compoſition deſſelben ausſprächen .
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Dies ſey hier nicht §. 5, ſondern §. 9 der Beilage Da

4
rſcheine, und des⸗ſey beſtimmt , wer auf den Generalſynoden

wegen ſtimme er der Anſicht Derer bei , welche die Oberkirchen —

räthe für wählbar hielten . §. 9 ſetzte feſt , daß aus der Landes

eiſtlichkeit für die Generalſynode zu wählen ſey. Wer zur

Landesgeiſtlichkeit gehöre ? ſey die Frage Daß der Oberkirchen

ath dazu gehöre , unterliege , nach ſeiner Anſicht , keinem Zwei

fel , und deswegen ſeyen ſeine Mitglieder wählbar . Außerdem

heiße es in demſelben Pa Phen der Abgeordnete erſcheine

auf d Hene de in Gemäßheit der in der Wahlordnung

utenen Vorſchriften . “ In dieſer ſey aber nicht von Pfarrern

ie Rede , noch von §. 5, ſondern nur von der Landes —

vzeiſtlichkeit Wenn aber wie behauptet worden zur

C 5 ir Pfarter wählbar ſeyen , ſo müßte dies cona

ſeguent auch in Bezug auf die Specialſynoden der Fall ſeyn .

Nach §. 6 erſchienen aber auf den letzteren nicht nur die Pfarrer ,

ſondern auch die Lehrer an Mittelſchulen , und , wenn man daher

enen Grundſatz feſthalten wollte , ſo würden die Diöceſanſynoden
ſtand aufgehoben Im F. 5 ſey, nach

dem Zuſamt t §. 4 und 3 nichts anderes enthalten ,

Paragraphen zu einer kirchlichen Ge —als daß die nach jenen

ſammtheit verbundenen Gemeinden auf den Special - und General

ſynoden repräſentirt werden , aber woraus dieſe Repräſentation

beſteht , davon ſey in dieſem Paragraphen nichts enthalten

Die Wahlfreiheit ſey deshalb auch in dieſer Beziehung auszu

dehnen und nicht zu beſchränken , und wenn die Pfarrer in den

Mitgliedern des Oberkirchenrathes die tüchtigſten Vertreter zu

finden glauben , ſo müſſe man ſie dieſelben auch wählen laſſen ,

und der Reinheit ihrer Abſicht Vertrauen ſchenken

kachdem die Berichterſtatter nochmals ihre Anſichten ver

J C ge htfertigt hatten ,theidigt un gegen gemachte lel

wird der oben geſtellte Antrag

daß nur die Pfarrer wählbar zur Generalſynode ſeyen ,

und alle Uebrigen nach Oben und nach Abwärts von

der Wählbarkeit ausgeſchloſſen bleiben ſollen ,

mit 15 gegen 10 Stimmen verworfen

Hierauf ließ das Präſidium über den Commiſſionsantrag
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abſtimmen . Von den anweſenden Mitgliedern ſtimmten 14

für und 11 gegen den Antrag . Da nun zu einer authentiſchen

Interpretation der Unionsurkunde zwei Drittel der Stimmen

erforderlich ſind , ſo iſt der Antrag auf authentiſche Interpreta

tion verworfen . Sonach bleibt die doctrinäre Interpretation ,

wie ſolche bereits im Protokoll die Generalſynode 1834 ausge —
ſprochen und in praxi ſchon ausgeübt worden , hinſichtlich der

Wahl der Mitglieder des Oberkirchenrathes noch in Guͤltigkeit

—3233ο⏑ . -
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